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wagen bereitstellt und der Transportkunde den Güterwagen 
abbestellt oder unbeladen zurückgibt, für die Zeit von der Be­
reitstellung — frühestens vom Beginn des Bedarfstages an — 
bis zum Zeitpunkt der nächsten auf die Abbestellung folgen­
den planmäßigen Bedienung bzw. vereinbarten Sonderbedie­
nung, bei Bereitstellung auf öffentlichen Ladestraßen bis zur 
Abbestellung.

Zu § 18 der Transportverordnung:

§ 19
(1) Die Berechnung des Weiterabfertigungsgeldes entfällt 

auf allen Bahnhöfen bei Wagenladungen in nichteisenbahn­
eigenen Güterwagen und bei Importsendungen auf Grenz­
bahnhöfen sowie auf den vom Ministerium für Außenwirt­
schaft vorgeschlagenen und vom Ministerium für Verkehrs­
wesen bestätigten Importleitpunkten, wenn die Neuaufliefe­
rung oder Änderung des Bestimmungsbahnhofs volkswirt­
schaftlich notwendig und weder durch organisatorische noch 
technische Maßnahmen vermieden werden kann.

(2) Neben dem Weiterabfertigungsgeld ist Wagenstandgeld 
vom Zeitpunkt der Bereitstellung bis zur erneuten Übergabe 
an die Eisenbahn zu zahlen. Der Zeitraum, für den Wagen­
standgeld zu zahlen ist, endet mit dem Zeitpunkt der nächsten 
auf die Neuauflieferung folgenden planmäßigen Bedienung 
oder vereinbarten Sonderbedienung, bei Bereitstellung auf 
öffentlichen Ladestraßen mit der Neuauflieferung.

Z w e i t e r  T e i l

Allgemeine Leistungsbedingungen 
für Transportverträge mit der Deutschen Reichsbahn

§20
(1) Transportverträge gemäß § 13 der Transportverordnung 

dienen der Gestaltung der nicht durch das Frachtrecht oder 
den Anschlußbahnvertrag geregelten wechselseitigen Bezie­
hungen zwischen der Eisenbahn und den Absendern sowie 
Empfängern.

(2) In den Transportverträgen regeln
a) Absender und Eisenbahn die sich aus der Inanspruch­

nahme von Transportraum in Übereinstimmung mit den 
staatlichen Aufgaben, der Produktion oder den Liefer­
verpflichtungen ergebenden wechselseitigen Beziehungen 
für das Planjahr; der in den Transportplanbescheiden 
festgelegte Transportraum ist Vertragsinhalt,

b) Empfänger und Eisenbahn die sich aus der Entladung 
von Transportraum ergebenden wechselseitigen Bezie­
hungen für das Planjahr.

(3) Absender bzw. Empfänger und Eisenbahn haben für das 
Planjahr Transportverträge abzuschließen, sofern

a) Absender im Planjahr insgesamt mehr als 120 Güterwa­
gen versenden,

b) Empfänger im Planjahr insgesamt mehr als 1 800 Güter­
wagen empfangen.

Dazu gehören auch die Wagenladungen, die auf mehreren 
Bahnhöfen innerhalb des Bereichs eines Reichsbahnamtes von 
einem Absender oder Empfänger versandt bzw. empfangen 
werden.

(4) Zwischen Absendern, die nicht unter Abs. 3 Buchst, a 
fallen, und der Eisenbahn kommt der Transportvertrag durch 
die Übergabe des bestätigten Transportplanbescheides gemäß 
§ 12 der Transportverordnung zustande.

(5) Die Vereinbarung über Transporte in geschlossenen Zü­
gen ergänzt den Transportvertrag hinsichtlich der Bestellung, 
Bereitstellung und Inanspruchnahme des Transportraumes. 
Die Bedingungen für die Vereinbarung von Transporten in 
geschlossenen Zügen sind im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif 
(DEGT) geregelt.

§21

(1) Transportverträge gemäß § 20 Abs. 3 sind spätestens bis 
zum 15. Dezember für das folgende Planjahr abzuschließen. 
Das Vertragsangebot unterbreitet das Reichsbahnamt. Das 
Muster des Transportvertrages wird im Tarif- und Verkehrs- 
Anzeiger (TVA) veröffentlicht.

(2) Zwischen dem Ministerium für-Verkehrswesen und dem 
für eine Gruppe von Transportkunden zuständigen staatlichen 
oder wirtschaftsleitenden Organ kann in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen der Transportverordnung Abweichendes 
vereinbart werden. Derartige Vereinbarungen sind jeweils 
3 Monate vor Ablauf eines Planjahres kündbar.

(3) Die Transportkunden und die Eisenbahn sind zur Über-, 
nähme der im Transportplanbescheid festgelegten Leistungen 
verpflichtet.

§22

(1) Durch Transportverträge gemäß § 20 Abs. 3 werden ver­
pflichtet:

1. der Absender insbesondere
a) zur fristgerechten und vollständigen Anmeldung des 

Transportbedarfs für den folgenden Monat unter Be­
rücksichtigung der gewichtsmäßigen oder räumlichen 
Auslastung der Güterwagen,

b) zur fristgerechten und gleichmäßigen Bestellung und 
Inanspruchnahme des im Transportplanbescheid bestä­
tigten Transportraumes, gegebenenfalls unter Berück­
sichtigung der vereinbarten Bedarfstage und -mengen,

c) zur jederzeitigen Entgegennahme der Ankündigung 
und Benachrichtigung,

d) zur Verbesserung der Beladeleistungen' durch tech­
nische und organisatorische Maßnahmen;

2. der Empfänger insbesondere
a) zur jederzeitigen Entgegennahme der Ankündigung 

und Benachrichtigung,
b) zur Verbesserung der Entladeleistupgen durch tech­

nische und organisatorische Maßnahmen;
3. die Eisenbahn insbesondere

a) zur Bereitstellung des gemäß Ziff. 1 Buchst, b bestell­
ten Transportraumes innerhalb des Abrechnungszeit­
raumes,

b) zur Abgabe der Ankündigung und Benachrichtigung 
gemäß § 17,

c) zur Einhaltung der angekündigten Bereitstellungs­
stunde,

d) zur Einhaltung des Fahrplanes gegenüber dem Absen­
der bei vereinbarten geschlossenen Zügen gemäß § 20 
Abs. 5.

(2) Transportkunden und Eisenbahn sind verpflichtet, in 
den Transportverträgen Maßnahmen zur Ausnutzung aller 
örtlichen Reserven, die den Transportprozeß beschleunigen, 
zu vereinbaren.

(3) Die vertraglichen Verpflichtungen gemäß Abs. 1 dürfen 
durch andere Vereinbarungen nicht eingeschränkt werden.

§23
(1) Bei Verletzung von Verpflichtungen aus dem Transport­

vertrag gemäß § 20 Abs. 3 haben Vertragsstrafe zu zahlen:
1. der Transportkunde

a) für jede gegenüber dem Transportplananteil 
für die Dekade zuwenig bestellte und jede 
über den Monats-Transportplananteil in An­
spruch genommene Doppelachse, 
oder
— wenn er nicht zur gleichmäßigen Inan­
spruchnahme des Transportraumes verpflich­
tet ist — für jede gegenüber dem Monats-


